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Der 12° Senat deé«Bundéssbzial@eriehts hat ohne‘
mündlicheVerhändlungam6„_Februar497adurchdie
Ridhter G éfy 5 e”r ; Dr„ F‚r i erd e r i c h s

und B u r g e‘r’ „'u■d aie ehrenamxlichen
„ „Richter _bf‚_ R e u B und" o c h m'i & t

für Recht erkannt:

Die Revi310h der Beklagten gegen'äas'ßrteil des
HessiSöhén"Lahdessozialgerichts vom 28" September

49?2‘wird zürückgewiesen‚

Die Beklagte hät der Klägerin.deren außergericht—
liChe Kosten des Révisionsverf3hrens'zu erstatten„
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Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob die-Klägerin

für Arbeiter, die ihr von der Firma H;Z■q, Rotteräem,

zur Verfügung gestellt worden waren, Sozialvérsicherungs+

beiträge zu entrichten hat.

Die Klägerin traf mit der uirme Hi 33m 47. Februar

1969 eine schriftliche Vereinbarung, aufgi‘und welcher
in der Zeit von i?„ Februar bis 25. April 1969 eine un—
bestimmte Anzahl von - auch namentlich nicht be?rannten —
Arbeitern auf der Airport—Baustelle‘der Klägerin in

Frankfurt {Main} tätig wurden. '

Mit Schreiben vom 8. Mai 4969 gab die Niederländische

Vereeniging van Raäen van Arbeid dem Bundesverband der

Ortskrenkenkassen die Anschrift des Inhabers der Firma
H f“““ Herrn G ;I;; in der Bundesrepublik Beute chlend'“"*"'"‚

Niederlanden nicht ale Arbeitgeber eingetragen sei. Die

Bemühungen der Beklagten, sich mit Herrn Gi23@ in Ver—

bindung zu setzen, bli.eben ohne Erfolg. Hierauf fcrder-

te die Beklagte von äe_r Klägerin — unter Zugrunö.eleguna

de1 von der Firma n'_„gT1n Rechnungg gestellten 4577‚5

lrbeite stunden — Cenamtso"1elvers1enerungsoe1t räge in

Höhe von 2 455,4“ Du mit der Begründung, der_lnhaoer

„ikbnn.e nicht als Unternehmer angesehen

bek.annt unä teilte außerdem mit, daß Her“ —
me;i■ den

der r‘ir HESwerden,m

weil er als Subunternehmer léoiglich ä1beits

kräfte zur Verfügung gestellt habe„_äie in den Be—

trieb:& äer Klägerin. eingeelicoerc ge„eeen und ueber
als deren Arbeitnehmer zu behandeln seien (Bescheid

vom 48„ Juni ”97,0, diders spruehse oeseheid vom j. Novem—

ber 49?0)°
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Im Klageverfahren”■ruä die Klägerin vor, es habe sich ausé
schließlich um Arbeitnehmer der-Firma»Hiljiägeha■äelt_ Sie
seien nicht in den Betrieb der Klägerin eingegliedert geweSen

und hätten auch keine Arbeitspapiere erhalten. Direktbr Gäiii

;3}habe den leitenden Herren äer Klägerin '
mehrfach versichert, daß diese Arbeitnehmer auch in Holland

sozialVersichert würden. Die Firma HI‘ sei im Esndels—

register in Retterdam als Firma für Isolie rungen eingetragen.

Die Beklagte trug' demgegenüber vor, daß Her1: Ge"""""""qlwährend äes

streitigen Zeitraums nicht als $rbeitgeber im sozialvereiche—

rungerebhtlichen Sinn in HOlland anerkannt gewesen Sei.

Das Sozialgericht (SG) wies die Klage ab (Urteil vom ?. Dezem—

ber 4974). Das Lendessoziälgericht (LSG) gab der Berufung '
der Klägerin statta Es nahm anhand der vértreglichen Ver—

einbarung vom 47. Februar 1969 an, daß Herr G1223 nicht

der Verleiher der holländiSchen Arbeitskräfte; sondern
deren Arbeitgeber gewesen sei (Urteil vom 28. September.?972).

‚Die Beklagte hat die vomLSGzugelassene Revision sing le egt.

Sie fügt eine unrichtigté'inWenäüng von % 595 Abs. 49 € 4396

Abs° 1 und % 1399 Abs. 4 der Reichsversicherungsordnung-{RVOD'

sowie des % 176 des'Arbeit3föräerungsge3etzes (AFG). Sie
ist der Auffassung, die Klägerin sei der Arbeitgeber der von
Herrn GX2tj lediglich vermittelten Arbeiter gewesen.

Die Beklagte beantregt‚ das Urteil des Hessischen LSG_'vom'

28. September 4972 auquheben und die Berufung der Klägerin

gegen das Urteil des' SG Frankfurt' {Main} vom 7. Deze'mber 4971

zurückzuweisen;

hilfsWeise beantragt sie, éen ReChtSstreit zu neuer 3er-

handlung und Entscheidung an das LSG2urückzuvérweisen.

Die Klägerin beantragt, die Revision zurückzuweisen.

_ n -
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Die Beigeleéene Zu 43 — Landesversieherung$anstalt {LVA}

Hessen — beantragt, das Urteil des LSG aufzuheben unä

die Berufung der Klägerin gegen das Urteil des SG zurück—

zuweisen°

sie stimmt im wesentlichen äen.Aueführungen der Beklagten

in der Revieionebegründung eu°

Die Beklagte zu 2) - Bundesanstalt für Arbeit — schließt

sich — ohne ausdrückliche Antragstellung — ebenfalls den
vw.—Ausführungen der Beklagten in der nevieionsbegründung an.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung {@ 124 Abs‚ 2 des Sozialgerichts—

gesetzes «SGG—} einverstanden erklärt.

ll

Die durch Zulassung statthafte Revision ist nicht begründeto

Das LSG hat im Ergebnis zu Recht äen von äer Klägerin an—
gefochtenen Beitragsbeecheid äer Beklagten aufgehoben„

Da der Inhaber der Firma B;

stellungen des LSG imü Streitigen-Zeitraum in den Nieder—

landen nicht als Arbeitgeber eingetragen war, ist eoWohl

€

Herr G;“T:5 nach den Feet—
],)

äie Beklagte als auch das LSG davon ausgegangen, daß di

von ihm der Klägerin zur Verfügung gestellten Arbeits—
kräfte dem in der Bundesrepublik ■eutschlend geltenden

Seaialversioherungerecht unterlagen° Die Beitragspflicht

äer Klägerin hängt danach daran ab, ob die in der Zeit

vom 47° Februar bis 25° April 4969 für die Klägeri„ tätig

gewesenenArbeiter in der Kra■kenvei*eieherur*9 der Ar—"‘s

beiterrentenvereicheruhg'unä in_äer lrbeitelcsenversiche—
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1ung auch versicherungspflichtig beschäftigt gewesen
sind

(so die ständige Rechtsprechung des erkennenäen Senats,

‘vgl° ua die Urteile vom 4° März 1972 - i2/3 RK 45/69 —
in DAngVers 4972, 214, vom 27. September 4972 _ 12 RKj■i/?2 -
in SozRNr° 74vzu'ä165BVGund12/5 91 54/71in SozRNr. 7-
zu 5 2 AVG sowie vom 37. Mai 4975

— 42 RK 9/72 — in SOZR '

Nr° 10 zu % 2 AVG); Die Beitre53pflicht ist somit zwingende

Rechtsfolge der_Versichefüngspflicht {vgl. auch BSG
vom 27„9„4961 —'5 RK 74/59 — in SozR Nr. 2 zu @ 4399 RVG}.

'Dementsprechend ist'ing Q 593 Abs° 1, % {596 Abs„ “RVG

deren Verletzung von der Revision gerügt vird, bestimmt. äeß

die Arbeitgeber die Beiträge " für ihre Vereicäe“unngfl"oh—

tigen" bztf„ " für versicherungepf lichtige Beschäftigte" zu
entrichten haben° Der Entscheidung über die Beitragsp1110ht

e des- ärbeitgebers muß daher die für äiel*estst911ung der Jer»
sicherungepflicht oder Ve'reii cheiungefreiheit im Einzelfe.ll

maßgebliche Subsumietung'dee Saochverhalts unter die gesetz—

lichen Tatbestände der ge 165;'4227 RVG,@56 des Gesetzes
”über erbéiüsvermittlung und ArbeitSloeenvereicherur @ - AJAVG

( in der bis zum 50„ Juni 4969 geltenden Faseung) oéer unter

die Ausnehmetetbeständeder es 468 ff, 4228 f RVG,%57 f
AVAVG vdrausgehen° Für äen Bereieh der Eentenversicherung

bestimmt insoweit 51599 Ace° 5RVO ausdrücrlich daB der

Träger der geSetzlichen Krankenversicherung - als Einzugs—
stelle der vom &rbei■geber

zu ertricht enden Beiträge
— üoer

die Versicherungspflieht, die Béitre$spflicht und die Bei-—
tragehöhe zu entscheiden und hierJoer den erforderlichen

Verwaltüngsakt zu erlaeSen hab-(vgl. zuletzterem BSG vom

n?„12„4964—5 RK51/60-4.insoz1'er ? zu %1599RVG).

Die somit für die BeiträgspfliCht der Klägerin notwendige

Entscheidung der Beklagten über die Veräicherungepflicht

bestimmter Beschäftigter fehlt ihäes imv erliegenden Fall.
Die Beklagte hat im angefochtenen BesCheiä in der Geste.lt

W1aerapruchsbescheides lediglich eine aus Lohnsummen

berechnete Beitragsioräerung gegen die Klägerin erheben
.

und nicht mitgeteilt;”welche versicherungepiliehtig@ 38“
„
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schäftigte im Einzelfall die Beiträge betreffen. lm enge«

fochtenen Bescheid werden lediglich pauschal und ohne
Namensnénnung äie von der Firma HL „der Klägerin in der

Zeit vom 4?° Februar bis 25; ■pril'4969 für Montagear—
heiten zur Verfügung gestellten Arbeitskräfte erwähnt.

Der Widerspruchebeeeheiä spriéht ins weit ebenfalls

nur unbestimmt — & ho ohne Angabe von Personalien — von

den nollä.näischen A1be1te n 02 ..; Arbeitnehmern. Dana 5

st nicht ersichtlich, wer im einzelnen gearbeitet he.t,

wie hoch äer Arbeitsverdienst des-jeweiligen Afbeitneh—

mens gewesen ist‚ auf wieviele Beschäftigte sich äie

allein festßbestellte Gesamtzahl der geleisteten Ar—
beitsstunden verteilt hat und schließlich wie lange=und

ggf. wie oft der einzelne Arbeiter in äer streitigen

Zeit beschäftigt war.

Es kann deswegen nicht ausgeschlossen Jeréen, da£ die Be—

schäftigungen.der Arbeitnehmer zumindest teilweise ver—

sicherungs frei nach den bereits _genannt en eusnehmevoi—

schriften gewesen sind, zumal der streitige Gesamtzeite

raum nicht einmal drei Monate umfäßt {vgl. insoweit

insbesondere @3168 Abs. 4 und 2, 5 4228 Abs. 4 Nr. 5‚

Abs„ 2 RVG und BSG vom 29:4 497€ — RK 84 70 in BSG
e...

/'

52a 268). Auch ist ee denkbar, äeß e nz einne & beit-

nehmer eine im streitigen Zéitreum be mgl eichen ir—
beitgeber wiederholte unstänäige Beechäfti igung im & nne

von $ 44? Rv0 ausgeübt haben (vgl. hierzu BSG vom
45°2°4962 — 5 RK 2/58‚w in 8023 Fr . ? zu'€ 44 EVO)

mit der Folge, daß die Klägerin insoweit scchen aus
diesem Grunde als Beitragssahuld■er der BekM .gterit .är’

die Kranken— und RentenVer9icherungsbeiträge nich?

i\)

(

RVG in der bis zum 5%. Bezember 4969 geltenden Fassung}.
in Betracht käme {vgl.° @ “55 BVG und @ 4596 los.

Nach dem im etreitigen Zeitraum noch gültig gewesenen

„e 67 A'AVG hätte dann in_äerVArteitslosenversicherung'

ohnehin ?ersicherungsfreiheit bestanäen;
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Da nach elledem die Entscheidung über die Vere1021erunge—

pflicht der Beschäftigten "als_ Gründlegé für die Beitrage-

forde ung an die Klägerin fehlt‚ der angefochtene Bescheid
jedenfalls nicht erkennen läßt, euf _welchen Sechverhe.lt er

sich insoweit be21eh’t ; ist der_ Bescheid inhaltlich Zu
unbestimmt und unvollstand13. Er ist wegen dieser Mängel

fehlerhaft und rechiewidrigc

Anders als im Falle der _verbund.enen Aufhebungs— una Laie tunss«

klegé im Sinne von $ 54 Abs, 4 SGG {vgl.° hierzu BSG a, 9%;

9, 285, 288;19, 442,145; können die Tatsacheng er1chte bei
der hier vorliegenden Anfechtungsklage im Sinne des %‘5ü

Ab31 SGG ihre Ermittlungen auf die im angefochtenen Bescheidj

als réchtserheblidh angesehenen Umstände beschränkén‚_weil

anderenfäll$ die Gerich te entgegen den Grundsatz äer Gewal—

tentrennung unangemessen_in die Funktion der Vérwaltung

eingreifen müßten und dabei den angefochtenen Verwaltungsekt

auf eine neue Grundlage stellen würden, was em Erlaß eines

neuen Bescheides gleichkäme (vgl. hierzu BSG vom 21.4;4959

—6 RKe20/‚? in Bee9‚ 277‚.280;'Eyermann/Erönier‚Ver—
waltungsgerichtsor■nung,-5‚ Aufl., Rä.Nr. 62, 62 & zu‘ä 145).
Eine Zurückverweisu■giäee‘Rechesstreite an das Berufungsgee

nicht» zur etwaigen Aufklärung der für die Versicherunge—.

pflicht — als Voraussetzung für die Beitragspflieht — wesent—

lichen Merkmale kommt daher nicht in Betracht. Vielmehr iSt

der angefochtene rechtswidrige Bescheid eufzuheben. Im ‘

übrigen ist nach den von der Revision nicht engegriffenen

unä somit für den erkehnend.en Senat gemäß € -65 SGG bindenden

Feststellung des LSG "Anzahl und Identität" der aufgr und _äes

Vert uregs vom 4W„ Februar 1969 für die Klägerin im streitigén

Zeit1aum tätig gewesenen Aroeiter onnehin nicht mehr zu er—

mitteln° Damit läßt sich auch nicht mehr auf} clären‚ ob und

inwieweit eine zur Beitragspflicht der Klägerin führenäe

Vereicherungspflicht_von namentlich bezeichneten Beschäftigv

ten im streitigen Zeitraum bestanden hat.‘ '

_ g _
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Die Folgen dieser Ungewißheit sind nach den im sozialver«

sicherungsreohtlichen VErfahren geltenden Grundsätzen der

objektiven Beweislast von der Beklagten zu tragen, weil_sie

nur aus den für die Frage der Versicherungsyflicht not— '

wendigen, aber nicht mehr möglichen Tatsachehfeststellun—

gen ihr Recht auf Beitragsentrichtung äurch die Klägerin

herleiten könnte (vgl.° hierzu BSG vom 5■„10.1969 % 2 EU

40/67 in BSG 509 424, 425 mit weiteren Nechweisen). Ob

eine sogo Umkehrung der Beweislast eingetreten wäre, we3n
die Klägerin im vorhergehenden Verweltungsverfahren durch

ihr Verhalten die für die Feststellung der Versicherungs—
pflicht der Beschäftigten erforderlichen Tateachen schuld-

haft vereitelt hätte (vgl. hierzu BSG vom 29.9.1965

—=2 RU 61/60 — in BSG 24, 25-ff und BSC—vom 29m«39%

— 5 an 65/67 — in SozR qu 427 zu 3 54 SGG}, kann äahin—
gestellt bleiben° Derartiges wird weäer von der Revision-

vorgetragen noch besteht hierfür nach dem vorliegenäen ln—

halt der beigezogenen Beitfagsakte ein Anhalt.

Der Revision der Beklagten_muß nach alledem der Erfolg

versagt bleibeno

Die Kostenentscheiäung bexuht auf 5 393 SGG„
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